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Drudesache Nr. 896 


Anfrage Nr. 72 

der Fraktion der Freien Demokratischen Partei 


betr,: Rückerstattungspflicht von Fürsorge- 
aufwendungen. 


Der Bundestag hat in seiner 33. Plenarsitzung am 1. Februar 1950 
einstimmig beschlossen, die Bundesregierung um baldige Vorlage 
eines Gesetzentwurfes über die Rückerstattungspflicht von Fürsor- 
geaufwendungen der politisch, rassisch und religiös Verfolgten, der 
ehemaligen Kriegsgefangenen und der Vertriebenen und Bomben- 
gesdiädigten zu ersuchen. Der Bundestag hat ferner beschlossen, 
daß bis zum Erlaß dieses Gesetzes die Länderegierungen um Aus- 
setzung der Rückerstattungspflicht für die genannten Gruppen er- 
sucht werden sollten. 

Die Bundesregierung wird um Auskunft gebeten, 

1. ) wann mit der Vorlage des Gesetzentwurfes gerechnet werden 

kann ; 

2. ) wie weit die Länderregierungen auf das Ersuchen der Bundes- 

regierung hin inzwischen die Rückerstattungspflicht ausgesetzt 
haben. 


Bonn, den 2. Mai 1950 


Dr. Oellers 

Dr. Sdbaefer und Fraktion 
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